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Keueſte Tagesnachrichten
Der Metallarbeiterſtreik in Berlin nimmt

rfere Formen an. Es iſt mit der Stillegung' derär und Kraftwerke zu rechnen.
Mitte Oktober findet in Berlin die lange geplante

Reichsſchul konferenz ſtatt.

Die für geſtern abend einberufenen Spartakus-
verſammlungen in Berlin ſind ſämtlich durch Reichs-
wehrtruppen aufgelöſt worden.

Die Folgen des Großſtreiks der TFiſenbahner
machen ſich in England ſchon bemerkbar. Viele Betriebe
haben die Arbeit eingeſtellt.

Die italieniſche Deputiertenkammer iſt
aufgelöſt worden.
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Italiens Deputiertenkammer aufgelöſt

Keine Umbildung des Kabinetts
Bern, 30. Sept.

Die italieniſche Deputiertenkammer iſt auf-
gelöſt worden. Die Wahlen ſind zum 10. Oktober ausgeſchrieben
Senat und Kammer werden am 1. Dezember zuſammentreten.
Die Auflöſung der Kammer findet in der Preſſe vorerſt wenig
ernſten Widerſpruch. Jrgendwelche Umbildungen im Kabinett
ſind voläufig nicht zu erwarten. Ebenſo iſt die Erörterung der
Friedensverträge damit bis auf auf weiteres vertagt.

Bern, 30. Sept.
Die Nachricht von der Auflöſung der italjeniſchen Kammer

hat hier die größte Ueberraſchung hervorgerufen. Noch geſtern
hatte niemand Nitti dieſe Entſchloſſenheit des Handelns zuge-
traut. Aus den Kommentaren des „Secolo“ und des „Corriere
della Sera“ ſpricht bereits die Beſorgnis über das vorausſicht-
liche Ergebnis des kommenden Wahlkampfes unter Nitti.
„Corriere della Sera“ ſchreibt, es ſei zu verlangen, daß die Vor-
bereitungen von einem Miniſterium vorgenommen werden, das
in ſeiner Mehrheit aus Nationaliſten beſteht. „Secolo“
gibt zu, daß zwar die Auflöſung der Kammer konſtitutionell zu
rechtfertigen ſei, daß aber der Wahlkampf ſich in einer Atmo
ſphäre abſpielen werde, die durch die ungelöſte Frage von Finme

und die aufgeregte öffentliche Meinung elektriſiert ſei. „Popolo
d'Jtalia“ fragt, ob der König ſich bewußt ſei, welchen Verrat
rr durch die Unterzeichnung des Auflöſungsdekretes übernommen
habe. „Avanti“ bringt ſeine Zufriedenheit über die Jntervention
der Sozialiſten in der letzten Sitzung zum Ausdruck, wodurch
die Durchführung der Abſtimmung erzwungen wurde.

Roem, 30. September.
Jn der Kammer erklärte Miniſterpräſident Nitti, er

billige die Ausführungen Tittonis in vollem Umfange. Er
dementierte die Ausſtreuungen über angebliche Umſtimmigkeiten
im Kabinett, betonte aber, daß die Lare außerordentlich heikel
ſei. Nitte erklärte weiter, daß er immer für Fiume eingenommen
geneſen ſei, bedauerte jedoch, daß Angehörige der Armee ſich an
der Bewegung beteiligten, denn ihre heiligſte Pflicht ſei die
Munneszucht. Er verteidigte die Regierung gegen den Vorwurf,
die Ereigniſſe vorausgeſehen und der Beſetzung nicht vorgebeugt
zu haben, und bat um die Mitarbeit aller derjenigen, denen das
Vaterland teuer ſei, damit die Expedition von Fiume ohne be-
darerliche Verwickelungen und ſchwerwiegende Zwiſchenfälle im
Latdesinnern erledigt werden könne.

Zugeſpitzte Streiklage in England
Amſterdam, 30. September.

„Telegraaf“ meldet aus London vom 29.: Die Südweſt-
un ChathamBahn hat Maßregeln getroffen, die den weiteren
Veſkehr der Anſchlußzüge an die Kanaldampfer ermöglichen.
Jn den Fabrikbetrieben beginnen ſich die Folgen des
Sire ik s bemerkbar zu machen. Viele Fabriken und Kohlen
berwerke werden im Laufe des Tages ſchließen. Die von der
Rigierung getroffenen Maßregeln für den Trans
por ſind dieſelben wie die, die für den feindlichen Einfall in
dar Land vorgeſehen waren, durch den London und andere
Skdbe abgeſchnitten worden wären. Der Transport vollzieht
ſich größtenteils mit Motorwagen. Die Luft iſt voll von Flug
zeigen. Der Generalſekretär des Gewerkſchaftsbundes, Apple-
tot erklärte in einer Untervedung, er glaube, daß es überhaupt
niot zum Streik gekommen wäre, wenn die Mitglieder des
Eienbahnerverbandes darüber abgeſtimmt haben würden. Heute
abnd wird die Leitung des Transportarbeiterverbandes und des

ibus und Straßenbahnperſonals über die Frage der
Telnahme am Streik beſchließen.

Alle Morgenblätter ſind mit geringerer Spaltenzahl
als während des Krieges erſchienen. Sie erklären alle, daß die
Eifnbahner ſich die Sympathie des Publikums vollſtändig ver
ſchezt hätten, und verlangen, daß der Konflikt bio zum
Aeißerſten ausgekämpft werde.

Ein Teil der Eiſenbahner auf den füdlichen Strecken und in
Schttland hat beveits eingewilligt, den Dionß wieder aufzu
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Das Ende der preußiſchen Finanzverwaltung
Fernruf Amt Kurfürſt Vr. 6290

Die abſchiedsrede Dr. Südekums Preußens ſchwierige
finanzielle Lage Was dem Reiche geopfert wurde

Berlin, 30. September.
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung um 12 Uhr 20 Min.Abg. MeyerHerford (D. Vpt.) vittet, die Vorkage en der

einmaligen Teuerungszulagen auf die morgige Tagesordnung
zu ſetzen.

Präſident Leinert:
vatuyg kommen.

Nach Erledigung kleiner Anfragen wird die Vorl betreffend die Errichtung einer Provinz ver
ſchleſien an den Ausſchuß zurückverwieſen.
cu Die zweite Haushaltsberatung wird beim
Finanzminiſterium fortgeſetzt.

Landwirtſchaftsminiſter Braun: Meine Verordnung vom
2. September betrifft die Sicherſtellung der land wirtſchaftlichen
Arbeiter. Dieſe Verordnung iſt in der Debatte erwähnt und
auch zum Gegenſtand einer Anfrage gemacht worden. Meine
Verordnung iſt eine Notverordnung geweſen. Sie hatte
den Zweck, die diesjährige Ernte zu bergen und ſicherzuſtellen.
Es iſt auch geglückt, die Gefahr eines Ernteſtreiks zu beſeitigen.
Die Tarifverträge in der Landwirtſchaft werden jetzt nur noch
von Kommuniſten und Unabhängigen und von einer kleinen
Gruppe pommerſcher Grundbeſitzer unter Führung des Herrn
v. HerzbergStettin bekämpft, die in novemberlichen Jdeen be-
fangen ſind. Die Verordnung wird aufgehoben werden, ſobald
keine Gefahr mehr für die Ernte beſteht.

Finanzminiſter Südekum:
Alle Parteien haben ihre Bereitwilligkeit erklärt, an der

wirtſchaftlichen und finanziellen Sanierung unſeres ſo ſchwer
darniederliegenden Landes mitzuarbeiten. Aus rein ſochlichen
Gründen muß ich noch einmal auf die Auseinanderſetzung zurück
kommen. Nicht auf Veranlaſſung der Börſe habe ich mich am
Freitag mit der „Poſt“ und der „Täglichen Rundſchau“ beſrhäf-
tigt, ſondern aus wohlerwogenen Gründen habe ich es getan,
um ein weiteres Sinken der Valutag in der Schweiz
zu verhindern, wodurch ein Schaden entſtanden iſt, der ſich
auf mehrere Millionen beläuft. Jn Bamberg iſt nicht die Fra
des Staatsbankerotts erörtert worden. Die „Tägliche Rund
ſchau“ hat meine Ausführungen im Parlamentsbericht uncer-
ſchlagen. (Hört, hört!) Auch die „Poſt“ hat nur an einer ganz
verdeckten Stelle ein paar lendenlahme Worte gefunden. Auch
die „Börſenzeitung“ und der „Tag“ haben die Notiz übernommen,
wenn dieſer ſich auch vorſichtiger ausgedrückt hat. Die „Tägliche
Rundſchau“ hat früher einen Mitarbeiter auf dieſem Gebiet ge
habt, der das Zeug zu einem deutſchen Juvenal beſaß, Wilhelm
Petrenz. Dieſer iſt auf dem Schlachtfeld gefallen. Jetzt hat ſich
das Blatt einen Erſatz zugelegt, der kümmerlich iſt, wie jeder
Kriegserſatz. Dieſer Herr hat in die Polemik politiſchen Ver
dacht hineingeworſen. Ich ſei böſe darüber, daß mir die Bildung
eines diktatoriſchen Triumvirats Südekum-Noske und noch einer
verhindert worden ſei. Dieſer Gedanke iſt von mir niemals ge
dacht worden. Wenn die „Voſſiſche Zeitung“ fragt, ob es denn
erlaubt ſei, daß der Finanzminiſter eine Meinung zum Staat s-
bankerott hätte, ſo begreife ich dieſe Frage. Aber es iſt ja
etwas ganz anderes, ob dies in irreführenden, verlogenen Nach
richten in der Oeffentlichkeit erſcheint.

Unſere Finanzlage iſt ſo, daß wir nur abſolut
notwendige Ausgaben machen dürfen, die wir noch nicht
einmal von unſeren Einnahmen decken können. Solange wirjährlich 10--15 Millionen Fehlbetrag bei den Eiſendahnen

haben, werden unſere Finanzen nicht wieder in Ordnung kom
men. Es wäre kein Grund zu übertriebener Beſorgnis, wenn
die Entente, die ſich auf die 14 Punkte Wilſons feſtgelegt hatte,
ihr Wort gehalten hätte. Jn weniger als einem Menſchenalter
hätten wir die Folgen dieſes Krieges ſicher überwunden. Aber
das iſt alles durch den Friedensvertrag zu Schanden geworden
Wie ſollen wir ihn erfüllen, ohne daß das ganze Reich in Stücke
geht? Angſtgefeit ſagen die franzöſiſchen Staatsmänner zu ihrem
Volk: Die Boches müſſen alles bezahlen. Darüber haben auch
noch andere als die Franzoſen ein Wort mitzureden, die ſich
ſaddiſtiſch daran weiden, wie ſie uns verbluten laſſen wollen.
Die preußiſche Finanzverwaltung muß ſich immer wieder fragen,
wie das Reich zahlungsfähig bleiben kann.

Wir geben die eigene Steuerhoheit auf
wir ſind uns dieſes harten Loſes bewußt. Jm S 46 der Reichs
abgabenordnung ſteht, daß wir von dem Reich niemals ſo viel
aus der Einkommenſteuer zugewieſen erhalten, wie die durch
ſchnittliche Belaſtung der Jahre 1917--19 beträgt und daß dieſe
Zuweiſung niemals ſo viel ausmachen wird, wie das Jahr 1915
gebracht hat, dazu gerechnet 6 Prozent Zuſchtag in jedem fol-
genden Jahr. Man vermißte die Sicherung für Gemeinden, aber
ich durfte mein Schifflein nicht zu ſchwer. belaſten. Dieſe Siche-
rung mußten wir verlangen. Die Lebenskraft der Gemeinden
beruhigt mich über deren Schickſal. Dazu bleiben ja den Ge
meinden die Ertragsſteuern und auch die Gemeindebezüge wer
den wieder zu Ueberſchußquellen werden. Für das finanzielle
Verhältnis zwiſchen Staat und Gemeinde ſind uns Richtlinien
angegeben worden. Wir müſſen einen Laſtenausgleich für
das ganze Land haben. Von der Geſtaltung der Reichseinkom
menſteuer und der Ueberführungsbedingungen wird die Ueber
gabe in Zukunft abhängen.

Bei der Uebergabe unſerer Eiſenbahnen au
bas Reich müſſen unſere Staatsſchulden reſtlos vom Rei

Der Gegenſtand wird morgen zur Be

übernommen werden, denn wir können dieſe Schuldenlaſt nicht
weiter tragen. Es beſteht ſonſt für unſere o
e wenn auch anders, als bisher. Auch unſere Volkswirt

aft lebt jetzt von dem,
eebt, aber auch zum

was ſie von unſeren Vorfahren er
Teil daven, was die

ſchaffen wollen. Wir ſtehen am Vorabend großer
organiſatoriſcher Aenderungen unſeresSteuerſhſtems. Morgen geht die Veranlagung der
Steuerverwaltung der direkten Reichsſteuern und der preußi
W direkten Steuern von den preußiſchen Behörden auf die

eichsfinanzbehörden über. Alle preußiſchen Steuerbeamten
treten damit in den Reichsdienſt ein. Nur noch die Ertrags-
fteuer, die Grund- und Gebäudeſteuer, die den
Gemeinden zufließen, werden noch preußiſchen Dienſtſtellen
unterſtellt ſein. Der Grundſatz, die direkten Steuern
Einzelſtaaten vorzubehalten, wird ſich nicht mehr aufrechterhal
ten laſſen. Die Loslöſung der Steuergeſetze von den Behörden
der allgemeinen Steuerverwaltung in Landkreis und Proving.
iſt ſchon ſeit langer Zeit in Preußen beabſichtigt. Die preußi
ſchen direkten Steuern haben ſich ſeit 27 Jahren von einer Ein
nahme von 18 Millionen aus der Klaſſen- und klaſſifi ierten
Einkommenſteuer auf 19 Milliarden jetzt erhöht. Noch be
deutſamer iſt die indirekte Steuer. Die Ueber-
nahme der bisher durch eine Zentralſtelle geführte Zentralver-
waltung auf das Reich wird viele verdiente Beamte ſchmerzen,
aber ſie werden ſich damit tröſten, daß dieſes Opfer nötig iſt.
Preußen hat ſeine hiſtoriſche Sendung erfüllt. Das preußiſche
Finanzminiſterium iſt der großen Not ſeines Vaterlandes von
1808 bis jetzt gerecht geworden und hat der Arbeiterſchaft die
rationelle Fortführung der preußiſchen Finanzen bis heute ge
ſichert. Gerade auf dem Gebiete der Zoll- und indirekten
Steuern hahen die hervorragendſten Chefs der Behörden bis zu
Miquel den Ruhm preußiſcher Finanzverwaltung begründet.
Die jetzige Aenderung hat nicht nur eine techniſchorgani-
ſatoriſche Bedeutung, es handelt ſich um Beratungen von
höchſter politiſcher Art. Dieſe Abtrennung iſt das ſichtbare
Zeichen des Endes der Finangzhoheit. Das preußiſche Staats
miniſterium und die preußiſche Landesverſammlung haben ein
großes Stück Selbſtändigkeit geopfert, weil dies
für die Sicherung von Reich, Land und Gemeinde unerläßlich
war. Möge dieſes Opfer nicht umſonſt gebracht worden ſein,
ſendern zum Wohle Preußens, deſſen Verdienſte um Deutſch
lands Einheit richtig zu würdigen einem leidenſchaftsloſeren
Geſchlecht vorbehalten bleiben mögen. Morgen wird ſich die
ſchwarz weiße Fahne im Finanzminiſterium ſenken und wird
hinübergrüßen zur ſchwarzrot goldenen auf dem Gebäude des
Reichsſchatzamtes, und ihr letzter Gruß wird den ſcheidenden
Mitgliedern des Hauſes gelten, die mir treu zur Seite ge
ſtanden haben in dieſen ſchweren Wochen und Monaten und die
ehrenden Anteil nehmen an unſer aller Ziel, unſer engeres
und weiteres Vaterland aus dieſen ſchweren Tagen einer
beſſeren Zukunft zuzuführen. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Dr. von Richter (D. Vp.): Jn der Uebertragung der
Steuerhoheit auf das Reich liegt die Aufgabe der Souvberänität
der Einzelſtaaten, und ſie iſt auch mit der Selbſtverwaltung der
Provinzen, Kreiſe und Gemeinden unvereinbar. Die Ver
anlagung zur Reichseinkommenſteuer muß einheitlich im
ganzen Reiche durch die Reichsbehörden erfolgen. Das ſchwerſte
Bedenken gegen das Reichsnotopfer, daß es von der Entente
mit Beſchlag belegt werden könne, iſt von keiner Seite wider
legt worden. Wer jetzt nicht am Wiederaufbau des Vaterlandes
mitarbeitet, fällt mit Recht der Verachtung anheim. Erfreu-
licherweiſe hat die Sehnſucht, zu Ruhe, Ordnung und Arbeits-
möglichkeit zu kommen, jetzt auch die weiteſten Arbeiterkreiſe
wieder ergriffen.

Abgeordneter v. Kries (Dſchntl,)
unterſchreibe das, was meine Vorredner über den Zei

wwlaeg haben. Meine Freunde meinten, daß der
Finanzminiſter das Recht und die Pflicht hätte, die falſchen
Meldungen zurückzuweiſen, aber darin mußte er ſich beſchränken,
er wußte, daß die „Börſenzeitung“ ſelbſt Notizen in noch ſtärkerer
Aufmachung gebracht hat. Es liegt kein Grund vor, die Sache
heute nochmals vorzubringen. (Zuſtimmung rechts.) Die
finanziellen Ausführungen des Finanzminiſters riefen im all

meinen die Billigung meiner Freunde hervor, aber wir ſind
nicht ſo hoffnungsvoll. Jn der Beſoldungsfrage würden die
Reichsbeamten nicht beſſer geſtellt werden als die preußiſchen
Bei der Neuordnung der Beamtengelder laſſen ſich die bisherigen
Gehaltsklaſſen nicht aufrecht erhalten. Sie müſſen weſentlich ver
ringert werden, aber es geht zu weit, wenn die Beamten nur drei
Gehaltsklaſſen für untere, mittlere und höhere Beamte ver
langen, Das Einkommen beider Beamtenklaſſen iſt jetzt geringer
als das der gelernten Arbeiter. Den Beamten muß ein ſtandes
gemäßer Lebensunterhalt zugeſichert werden. Wir wollen
weniger Beamte, aber gut bezahlte damit nicht die beſten
Kräfte dem Staate entzogen werden. Die Arbeiterräte in
den Eiſenbahn und Bergwerksdirektionen ſind überflüſſig ge
worden und müſſen abgeſchafft werden. Die Anſtellung der Be
amten muß möglichſt frühgeitig erfolgen. Die Anfangsgehälter
müſſen erhöht und das Höchſtgehalt muß ſchneller erreicht
werden. Einen Unterſchied im Gehalt nach dem Familienſtand
für verheiratete und unverheiratete Beamte machen wir nicht.
Das Gehalt für gleiche Leiſtungen muß gleich ſein und der
Unterſchied des Familienſtandes muß bei den Ortszulagen und
bei dem Wohnungsgeld berückſichtigt werden. Bei der Auswahl
der Beamten muß freie Bahn für den Tüchtigen ſein, aber dieſer
Grundſatz muß mit Vorſicht angewandt werden, namentlich bei
dem Andrang zu den höheren Stellen. Wir brauchen tüchtige
durchaus gebildete Beamte in den leitenden Aemtern. Wir find
auch gegen die Abſchaffung der Examina, bei der Anſtellung des

heren Beamten kommt es darauf an, daß dieſe ſich auch
aktiſch in Aufgaben und Steuern hineinfinden. Die ge
chwächte Moral znnerhals unſeres Veamterkörperg muß



wieder geſunden. Die Beamken und Lehrer bleiben doch
in großer Mehrheit da, auch wenn ſie die Auffaſſung der Re
gierung nicht teilen. Die neuen Reichstagsfragen dürfen nicht
auf die Bank geſchoben werden.Mittw 12 u Fortſetzung, vorher Geſetzentwurf be
treffend ein malige Teuerungszulage, nachher Nach-
tragsetat. Schluß 55 Uhr.

Nationalverſammlung
Die erſte Sitzung in Berlin. Annahme des Notetats.

Die Tumultſchädenfrage.
Berlin, 80. September,

Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um 8 Uhr 20 Min.
und wünſcht der Nationalverſammlung einen ſegensreichen Ein-
zug in ihr Berliner Heim.

Abg. Löbe (Soz.) fragt an, ob die Regierung das Vorgehen
des Volksbundes in Sachen der Kriegsgefangenen billige.

Regierungskommiſſar Stückler: Das unqualifizierbare Vor
gehen des Volksbundes hat der engliſchen Regierung erſt das
Material geſchafft, das dieſe gegen unſere Kriegsgefangenen aus
ſpielte. Die Kriegsgefangenen haben ſich dankbar und erfreut
gezeigt, daß ſie von der Heimat in ſo herzlicher Weiſe willkom
men geheißen wurden.

Sodann wird der Notetat in allen drei Leſungen ohne
Ausſprache angenommen.

Es folgt die erſte Veratung des Geſetzentwurfes
über die durch die inneren Unruhen verurſachten Schäden.

Abg. Heimann (Soz.): Jede Haftung lokaler Gemeinden
für Schäden aus Unruhen müßte ausgeſchloſſen ſein. Jch ve
antrage Ueberweiſung an den Hauptausſcurß.

Abg. Aſtor (Ztr.): Wir können den Grundgedanken des Ge
ſetzes nicht billigen, daß die Revolutionsſchäden auf
gleiche Grundlage wie die Kriegsſchäden geſtellt werden
ſollen. Jch beantrage Ueberweiſung an eine beſondere Kom
miſſion von 28 Mitgliedern.

Abg. Baerwald (Dem.): Das Geſetz ſetzt geradezu eine
Prämie auf Plünderung. Vielleicht kann man auch die Ver
anſtalter der Nnruhen zu der Entſchädigung heranziehen. Jch
beantrage Ueberweiſung an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern.

Unterſtaatsſekretär Lewald: Die Unruhen werden in den
meiſten Fällen von Mitgliedern der Gemeinden, nicht von Frem
den, erregt, alſo iſt die Gemeinde verantwortlich. Gerade wenn
die Schäden voll erſetzt werden würden, dann wäre das eine
Prämie auf die Plünderung. Es muß bedacht werden, daß wir
vielleicht noch nicht am Ende der Tumulte ſtehen. Heute iſt es

daß das Reich die Schäden in ihrem ganzen Umfange
erſetzt

Abg, Wermuth (Deutſchnat.): Die Haftvflicht der Gemein-
den kann nicht ganz ausgeſchaltet werden, zumal die Schäden
nicht nur durch die Tumultuanten, ſondern auch bei der Abwehr
verurſacht werden.

Um 6 Uhr vertagt das Haus die
morgen 1 Uhr.
frage.

Weiterberatung auf
Außerdem Jnterpellation Heinze: Valuta

Die künftige Arbeit
Berlin, 30. September.

Der AelteſtenAusſchuß der Nationalverſammlung
hielt eine Sitzung ab, um die Geſchäftslage zu beraten. Es
ſollen die Jnterpellationen Heinze über die Va
lutafrage und ſodann die Jnterpellation der Demokraten
über die Kleinwohnungsfrage zur Erledigung kommen. Weiter-
hin ſoll der Bericht des Hauptausſchuſſes über die Zukunft der
Heeresbetriebe fertiggeſtellt werden. Wenn die Ergänzungen zum
Haushaltplan vollſtändig eingegangen ſind, ſollen dieſe be
handelt und der Geſamthaushaltplan etwa bis zum 21. Oktober
fertig werden. Die Reichseinkommenſteuer ſoll ingwiſchen zur
erſten Leſung gebracht werden und dann in den Ausſchuß kom-
men. Auch während der Pauſe, die am 21. Oktober auf drei
oder vier Wochen beginnt, ſoll weiterverhandelt werden. Ueber
die Erledigung der Steuergeſetze ſei ein Beſchluß noch
nicht gefaßt.

Der Unterſuchungsausſchuß der Nationalverſammlung be
ſchloß, im ganten vier Unterausſchüſſe einzuſetzen.

Zuckerfragen im Reichsrat
Berlin, 30. Sept.

In ſeiner heutigen Vollſitzung ſtimmte der Reichsrat zu
nächſt einem vom Volkswirtſchaftsausſchuß der Nationalver-
ſammlung angenommenen Entwurf einer Verordnung über
während des Betriebsjahres 1919/20 zuzulaſſende Abweichungen
vom Geſetz über das Branntweinmonopol zu. Zu dem
Entwurf einer Verordnung über den Verkehr mit Zucker er-
klärte der Berichterſtatter, Miniſterialdirektor Schneehaupt, daß
noch nicht halb ſo viel Zuckerrüben angebaut ſeien wie in dem
letzten Friedenswirtſchaftsjahr. Daher könne man nur mit einer
Zuckererzeugung von 8—-9 Millionen Doppelzentnern rechnen.
Die Zuckerverſorgung ſolle zum Zwecke des Anreizes zum An
bau durch Preiserhöhung gebeſſert werden und ferner durch Ein-

hr von Zucker. Gegen die Preiserhöhung füyrte der bayeriſche
ertreter aus, daß ſie zu hoch ſei und den berechtigten Unwillen

der Verbraucher hervorrufen würde. Jn gleicher Weiſe äußerten
ſich auch die Vertreter anderer Regierungen.

Die Arbeit der KAusſchüſſe
Das Reichsnotopfer

Der Ausſchuß der Nationalverſammlung für das Reichs
notopfer nahm zu S 19 (Anrechnung von Kapital und
Rentenverſichorungen) einen Antrag an, wer ſolche Prämien,
die behufs Zeichnung von Kriegsanleihe gezeichnet worden ſind,
wach dem Stande der Anleihe vom 31. Dezember 1919 anzuſehen ſind. Bis zur nächſten Sitzung wird der Finangam ter
eine Ueberſicht über den Geſamtbedarf und die Geſamtleiſtung
des Steuerzahlers auf Grund ſeiner Steuergeſetze dem Aus-
ſchuſſe vorlegen. Den Vorſchlag des Demokraben Henrich, die
einmalige Vermögensabgabe durch eine jährliche Vermögens
ſteuer zu erſetzen, lehnte der Finanzminiſter ab, weil damit der
Kapitalventenſteuer der Weg verbaut würde.

Die Reichsabgabenordnung
Der Ausſchuß der Natjonalverſammlung für die Reichs

abgabenordnung nahm F 175 in der vom Zentrum beantraghen
und vom Regierungsvertreter gebilligten Faſſung an, daß ein
Betreten der Grundſtücke und Räume der Steuerpflichtigen durch
Finanzbeamte nur zuläſſig iſt, um im Steuerintereſſe an Ort
und Stelle nöti bſchätzungen innerhalb der üblichen Ge
ſchäfts oder Arbeitsſtunden vorzunehmen. Wertſachen hat der
Steuerpflichtige auf Verlangen vorzulegen und Einſicht in die
Behältniſſe zu gewähren oder zu verſchaffen, in denen er ſie
gaufbewahrt. F 176 wurde unberändert angenommen mit der
Beſtimmung, daß auf Verlangen des Finanzamtes der Steuer
pflichtige von ihm behauptete Tatſachen durch Verſicherung an
Eidesſtatt erhärten muß. Ein demokratiſcher Antrag, dieſe Be
ſtimmung zu ſtreichen, für den ſich auch die Deutſchnationalen
erklärten, war vom Regierungsvertreter, vom Zentrum und den
Vertretern der beiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen bekämpft
worden. Unverändert angenommen n die Paragraphen
betreffend Vernehmung von Zeugen vor dem Finanzamt, in
beſondere auch von Angeſtellten, und Aufhebung z Schweige
pflicht öffentlichen Bebärden ung den Finanzämtern

den vorausſichtli
leute n

C Eine Fugere Erörterung führte z 189 herbei, wonrkaſſen und Banken, heran
und Schuldbuchverwaltungen dem Finanzamt ein Verzeichnis
ihrer Kunden vorzulegen und vegelmäßig monatlich Verände
rungen im Kundenbeſtande anzuzeigen haben. Von deutſch
nationaler Seite wurde dieſe Beſtimmung bekämpft und be
rahf lediglich zu beſtimmen, Banken uſw. auf An

frage Auskunft zu geben und den Vevollmächti der Steuer
behörde Einſicht in die Bücher zu gewähren v Die Regie
rungsvertreter verteidigten demgegenüber lebhaft die Regie
rungsvorlage, die ja nur ein Kundenverzeichnis verlange, damit
die Steuerbehörden Stichproben machen können. Ein demo-
kratiſcher Abgeordneter hielt es für genügend, wenn über dem
Haupte des Steuerzahlers als Damoklesſchwert das Recht der
Steuerbehörde ſchwebe, Stichproben in Vanken uſw. vorzu
nehmen. Vor der Entſcheidung ſolle man Sachverſtändige hören.
Die Den dieſer Frage wurde verſchoben und im übrigen
die Vorlage bis S 208 angenommen. Nächſte Sitzung Mittwoch.

Der Reichsnotetat
Die erſten 15 Milliarden für den Schmachfrieden

Der Nationalverſammlung iſt heute der Notetat zugegangen,
in dem unter anderm 133 334 000 Mark zur Gewährung von
Kriegstenerungszulagen an Begmte und Lohnange-
ſtellte, ſowie an Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene an
gefordert werden, ferner 1,4 Milliarden Mark für die Verwal
tung des Reichsheeres, des Reichsmilitärgerichts, der Reichs
marine und für das Kommando der Schutztruppen, ſowie 15
Milliarden Mark für Ausführung des Frie-densvertrages, insbeſondere für Wiederaufbau, ſowie
für ſonſtige Aufwendungen aus Anlaß des Krieges. Der Not-
etat wurde in der heutigen Sitzung des Haushaltsausſchuſſes
angenommen.

Die erſten 15 Milliarden! Das iſt mehr als eine kriegs
ſtarke Anleihe, für die das deutſche Volk damals mit aller Be
geiſterung und mit vollen Händen gab. Jeder brachte gern das
Opfer und ſuchte das letzte heraus, um es dem Vaterlande für
den Krieg zu leihen. Und nun müſſen wir für die Feinde mehr
als eine Kriegsanleihe aufbringen, um einem Bruchteil der
großen Schuld zu ſühnen, die uns der Frieden von Verſailles ge
bracht hat. Das wird ſich in jedem Jahre wiederholen: Laſten
über Laſten für die Abtragung einer Schuld, deren End'umme
jetzt noch nicht einmal feſtgelegt iſt und die eine Schraube ohne
Ende zu werden droht. Es gibt ja immer noch Leute, die ſich
durch die tönenden, Worte der rührigen Regierungsmänner ein
ſchüchtern laſſen. Sie dürften aber an dieſen Zahlen inne wer-
den, wohin uns der voreilig geſchloſſene Waffenſtillſtand und
der Frieden von Verſailles gebracht haben. Die Fronarbeit für
die Entente beginnt mit dieſer erſten Milliardenreihe, die der
Haushaltsausſchuß bereits angenommen hat, und es iſt nur ein
ſchwacher Troſt, wenn der preußiſche Finanzminiſter Dr. Süde
kum im Preußenparlament ſagte, daß auch der Bau der Entente
nicht in den Himmel wachſen wird. Wir müſſen arbeiten, zah-
len und wieder zahlen. Es iſt fraglich, ob es unſeren Kindern
ſchon beſſer ergehen wird.

Wie wir überwacht werden
S Amſterdam, 30. September.

Reuter meldet aus Paris, daß der Oberſte Rat beſchloſſen
hat, darauf zu beſtehen, daß Deutſchland den Erlös aus dem
Verkauf der Luftſchiffe aushändigt.

Die Reichsſchulkonferenz
Berlin, 30. Sept.

Jm Reichsminiſterium des Jnnern findet vom 20. bis 23.
Oktober eine Reich sſchulkonferenz ſtatt, an der auch
die Kultusminiſter ſämtlicher Gliedſtaaten teilnehmen Auch
der Deutſche Städtetag, der Reichsſtädtebund und der Verband
Deutſcher Großſtädte wird dort vertreten ſein.

Die Ernährungsausſichten
für das kommende Wirtſchaftsjahr
Der Unterſtaatsſekretär im Reichsernährungsminiſterium

Peters hielt geſtern der Preſſe einen Vortrag über die Zwangs
wirtſchaft und die Ernährungsverhältniſſe in Deutſchland. Nach
einer Polemik gegen die Anhänger der freien Wirtſchaft, auf die
an dieſer Stelle einzugehen ſich erübrigt, ſchilderte der Unter-
ſtaatsſekretär die Ernährungsausſichten für das
kommende Wirtſchaftsjahr. Er bezeichnete dieſe auf
Grund einer weſentlich beſſeren Ernte, als wir ſie in den frühe-
ren Jahren gehabt haben, als gut. Grund zum Peſſimismus
ſei nicht vorhanden. (Wir begegnen dieſem Optimismus des
Herrn Unterſtaatsſekretärs mit berechtigtem Zweifel. Bisher
ſind wir noch immer mit ähnlichen Worten getröſtet worden,
aber das traurige Ende kam regelmäßig mit abſoluter Sicher-
heit. D. Red.)

Die Getreideernte iſt nach den Ausführungen des
Referenten ſo ergiebig geweſen, daß, wie wir noch an anderer
Stelle berichten, die Ausmahlung weſentlich herabgeſetzt werden
konnte und ſomit zum erſten Male ſeit fünf Jahren wieder Kleie
in genügendem Maße produziert wird, wodurch ſich auch die
Ausſichten auf eine erhöhte Milch- und Fettproduktion beſſern.

Ueber die Kartoffelernte läßt ſich jetzt noch kein ge
nauer Ueberblick geben, jedoch hat es auch hier den Anſchein, daß
wir für das geſamte Wirtſchaftsjahr ausreichen werden (7) Um
der in dieſer Beziehung ſehr unangenehmen Transportfrage zu
begegnen, ſoll den Verbrauchern in noch weitgehenderem Maße
als bisher Gelegenheit geboten werden, ſich auf einmal für
einen größeren Teil des Wirtſchaftsjahres mit Kartoffeln einzu
decken.

Bei der Fleiſchverſorgung iſt vorderhand auf eine
Beſſerung nicht zu rechnen.

Die Fett verſorgung wird in der nächſten Zeit ſtark
auf Margarineerzeugung aufgebaut werden, und zwar aus dem
Grunde, weil die inländiſchen Erzeugniſſe durchaus ungenügend
ſind, um die Bevölkerung mit dieſem für die Ernährung des
menſchlichen Körpers beſonders in der kalten Jahreszrit
notwendigſtem Nahrungsmittel ausreichend zu verſorgen, auf
der anderen Seite die Einfuhr an ausländiſchen Fettprodukten
eine ſehr beträchtliche iſt.

Ende des Seemannsſtreiks
Bremen, 30. September.

Wie die Blätter berichten, ſcheint der Streik im Hafen nach
Annahme folgender Reſolution, die in einer Verſammlung von
ſtreikenden Transportarbeitern, zu der auch 40 Seemanns-
bündler erſchienen waren, geſgb wurde, ſein Ende erreicht
zu haben. Die Reſolution lautet:

„Die Verſammlung erklärt, daß die Arbeit mit der Moti-
vierung aufgenommen wird, daß von ſeiten der Arbeitgeber
keine Maßregelungen ſtattfinden, weder bei den Seeleutennoch bei den Paſenarbeitern Die fremden Hafenarbriter

n den Hafen ſofort zu verlaſſen. Wer bis Sonnabend,
den 4. Okto die Arbeit nicht aufnimmt, hat die Konſe
quenzen ſelber zu tragen.“

G wird angenommen, daß die Hafenarbeiter jetzt die
Arbeit wieder aufnehmen werden. Bis dies aber feſtſteht, wer
den die x ihre Tätigkeit fortſetzen. Die Reeder wer

icht
die Forderung, daß auch die ſtreikenden See

Weitere Kusdehnung
des Metallarbeiterſtreiks

Neue Verſchärfung der Lage. Generalſtreik in Sicht?
(Von unſerem hkeSonderberichterſtatter.)

Berlin, 80. September.
Auch heute iſt, wie der Verband der Metallarbeiter

mitteilt, eine Ausdehnung des Streiks der Metallarbeiter feſt
zuftellen. Der Geſamtausſtand der Metallarbeiter wird in Kürze
eingetreten ſein. Die Zahl der Streikenden beträgt augenblick
lich über 21 000 und wächſt ſtändig. Jn den deutſchen Waffen
und Mänitionsfabriken in Reinickendorf liegt ſeit heute die Arbeit
darnieder, ebenſo in 15 Betrieben. Die Streiklage wird ſich nach
Anſicht des Verbandes am Donnerstag ſehr verſchärfen. Sollte
das Reichsarbeitsminiſterium keinen Weg zu einer gütlichen
Einigung finden können, ſo beſteht die Gefahr eines allgemeinen
Generalſtreiks für Berlin.
Wahrſcheinlichkeit nach auch alle Licht- und Kraftwerke einge
ſtellt werden. Auch die Arbeiter der Elektrizitätswerke wollen
ſich bis Donnerstag mittag um 11 Uhr entſchieden haben. Heute
nachmittag hat ſich Oberbürgermeiſter Wermuth zum Reichs
arbeitsminiſter Schlicke begeben, um mit ihm über die Lage zu
verhandeln.

„Wir und Sowjetrußland
(Von unſerem hkt-Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 30. September.
Die zu heute abend einberufenen Verſammlungen des Spar

taknsbundes mit der Tagesordnung: Wir und Sopwjetrußland,
ſowie die ſämtlichen kommuniſtiſchen Verbände ſind alle von
Reichswehrtruppen aufgelöſt worden. Nirgends kam es zu
Ruheſtörungen.

Siegreiches Vordringen Koltſchaks
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

Genf, 20. September.
Nach einer Kopenhagener Melbung hat Admiral Koltſchak

ſeine Offenſive auf der ganzen Front wieder aufgenommen,.
Seine Truppen ſtehen zurzeit 33 Kilometer von Tobolsk. Die
Armee des Generals Denekin ſetzt ebenfalls ihren Vormarſch
nach der Eroberung von Kuwsk weiter fort und ſteht bereits
50 Kilometer von Orel in der Richtung Moskau.

Die Regierungskriſe in Bayern
Der Kuhhandel des Zentrums.

München, 30. September.
Wie die „Münchener Zeitung“ von beſonderer Seite hört, iſt

die bayeriſche Volkspartei bereit, beim Ausſcheiden der
mehrheits ſozialiſtiſchen Miniſter den Poſten des Miniſter
präſidenten und ihrer Stärke entſprechend die Mehrzahl
der Miniſterpoſten zu beſetzen. Unmittelbar nach dieſen durch
das parlamentariſche Syſtem bedingten Veränderungen ſollen
aber Neuwahlen in Bayern ausgeſchrieben werden. Das Zen
trum will durch dieſen Schritt entweder durch Stärkung der nicht
ſozialiſtiſchen Parteien ſeine Baſis verbreitern oder bei einem
Siege der Linksradikalen die Regierung an dieſe wieder abgeben,

Der Konflikt Hirſch Erzberger
Oppeln, 30. September.

Wie „T. U.“ erfährt, finden heute, Dienstag, nachmittag in
Berlin wichtige Beſprechungen üler die oberſchleſiſche Frage

ſtatt, an welchen das rin das preußiſcheKabinett, die obekſchleſiſchen Abgeordneten der
preußiſchen Landesverſammlung, eine aus zwei Zentrums
leuten, zwei Sozialdemokraten und einem Demo
kraten beſtehende Fünferkommiſſion, ferner der
Oppelner Regierungspräſident und auch der Reichs
kommiſſar Hörſing teilnehmen. Zweck der Sitzung iſt die
Klärung der Unſtimmigkeiten zwiſchen den bekannten Kund-
gebungen Erzbergers in der oberſchleſiſchen Frage und den Aus
führungen des preußiſchen Miniſterpräſidenten Hirſch.

Franzöſiſcher Haß ohne Ende
Paris, 30. September.

Die Friedens kommiſſion der Kammer hat
endgiltig folgenden Wortlaut des Vorſchlages, der in ihrem
Namen der Kammer unterbreitet werden ſoll, angenommen

„Die Kammer lädt die Regierung ein, ſich mit den alliierten
und aſſoziierten Mächten hinſichtlch der Durchführung aller Maß
nahmen zu verſtändigen, die die Entwaffnung Deutſchlands und
ſeiner Alliierten wirkſam geſtalten durch das Verbot gewiſſer
Kriegsfabrikationen und Erlaſſung aller übrigen als notwendig
erachteten Beſtimmungen. Die Verwaltungskommiſſion der
C. G. T. prüfte die Lage der Verhandlungen über die Arbeits
verträge zwiſchen der franzöſiſchen Regierung und gewiſſen aus
wärtigen Regierungen. Sie beſchloß, bei der franzöſiſchen Re
gierung in dem Sinne vorſtellig zu werden, daß den auswärtigen
Arbeitern volle Gleichberechtigung mit den franzöſiſchen Ar
beitern zugeſtanden wird.

Bulgariſche Trauer
Paris, 30 September.

Dem „Temps“ wird aus Sofia gemeldet: Die Veröffentlichung
der Friedensbedingungen hat große Beſtürzung hervorgerufen
Zahlreiche Blätter tragen einen ſchwarzen Trauerrand. Die
Kaffees und öffentlichen Gebäude werden auf Anordnung des
Miniſters des Jnnern zum Zeichen der Trauer um 9 Uhr abends
geſchloſſen. Die Zeitungen erklären, daß der Vertrag unannehm
bar ſei. Es heißt indeſſen, daß die öffentliche Meinung nach und
nach zu einer beſſeren Einſchätzung der für Bulgarien geſchaffegen
Lage gelangt.

Jntereſſante Dokumente
Jn der Nationalverſammlung fragt der Abg. Rießer die

Reichsregierung:
Der frühere Miniſterpräſident Scheidemann hat am 11. Sep

tember in Kaſſel in einer öffentlichen Verſammlung mitgeteilt,
daß er mit anderen Mitgliedern der damaligen Regierung ſich
zur Feſthaltung des früheren Standpunkts einer Ablehnung
pin Friedensvertrags auch um deswillen entſchloſſen habe,
weil er

„auf Grund ſehr wichtiger Berichte gus dem
Ausland gehofft habe, daß einige Wochen der Weigerung
genügen würden, um eine gründliche Reviſion des
Vertrages herbeizuführen.“
Iſt die Reichsregierung bereit, den Jnhalt dieſer wichtigen

Berichte, die leider der Nationalverſammlung vorder Abſtimmung nicht mitgeteilt worden find
nunmehr zur Kenntnis der Verſammlung zu bringen oder dig
Gründe anzugeben, aus welchen dieſe Mitteilung ſeinexzeil
nicht erfolgt iſt
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reichen Flaggenſchmuck zu ehren. Unter dem
ſchwarz- weißen und dem ſchwarzweißroten Banner ſind
Preußen und Deutſchland groß geworden, und nur in
dieſem Zeichen kann das zuſammengebrochene Reich ſich
wieder erheben. Der Geburtstag des Mannes, den unſer

niedrigere Ausmahlung des Brotgetreides, die

Halle, 1 Oktober.
Sahnen heraus

Den 2. Oktober, den Geburtstag Hinden-
bitten wir unſere politiſchen Freunde durch

Volk als ſeinen getreuen Eckart verehrt, iſt eine Gelegen-
heit, die Erinnerung an die große Zeit in den breiten
Volksmaſſen wachzurufen. Laſſe ſich niemand von demo-
kratiſchen Hausbeſitzern, wie dies am Sedantage leider ge-
ſchehen iſt, daran hindern, durch Herausſtecken ſchwarz-
weißroter oder ſchwarz- weißer Fahnen ſeiner politiſchen

Ueberzeugung Ausdruck zu geben.

Beſſeres Brot
82 Prozent Ausmahlung. Eine Preiserhöhung unbedingt

notwendig.

Die Regierung verlautbart:
Die ſchon ſeit geraumer Zeit vielfach dringend verlangte

ein wohl
ſchmeckenderes und bekömmlicheves Brot ergibt, wird nach Aus
kunft der Reichsgetveideſtelle von Mitte Oktober ab ver-
wirklicht werden. Während bisher Roggen und Weizen eine
Ausmahlung von 94 Prozent erfuhren, wird der Roggen nach
dem 165. Oktober nur zu 82 Prozent und der Weizen zu
80 Prozent ausgemahlen werden. Bei Gerſte erfolgt die Herab-
ſetzung bis zu 75 Prozent. Es iſt klar, daß die Folgen der
niedrigeren Ausmahlung ſich nicht ſchon vom 16. Oktober ab in
Geſtalt eines beſſeren Brotes bemerkbar machen können. Viel-
mehr müſſen die vorhandenen und bis zum 15. Oktober ent
ſtehenden Mehlbeſtände aufgearbeitet werden. Je nach dem
Umfange der Vorräte an 9prozentigem Mehl kann in den ein-
zelnen Kommunalverbänden das beſſere Brot erſt
einige Zeit ſpäter von dem Bäcker hergeſtellt werden. Die
weſentliche Qualitätsverbeſſerung des Brotes iſt natürlich auch
auf die Geſtehungskoſten des Brotes nicht ohne Einfluß, wozu

noch der gegen das Vorjahr höhere Getreidepreis, Mahllohn und
ſonſtige Erhöhungen der Unkoſten (Kohlen uſw.) treten. Da es
nicht möglich iſt, die Differenz zwiſchen dem jetzigen und künf-
tigen Preiſe gänzlich aus Reichsmitteln zu begleichen, wird ſich
eine Erhöhung des Brotpreiſes nicht umgehen laſſen.

Die neuen Poſt- und Telegraphengebühren
Vom 1. Oktober 1919 ab beträgt im inneren Verkehr des

ReichsPoſtgebiets ſowie im Verkehr mit Bayern und Württem-
berg die Gebühr: für Fernbriefe bis 20 Gr. 20 Pfg., über 20

bis 250 Gr. 30 Pfg. Ortsbriefe bis 20 Gr. 15 Pfg., über 20 bis
250 Gr. 20 Pfg. für Fernpoſtkarten 15 Pfg. für Ortspoſtkarten10 Pfg.; für Rohrpoſtbriefe 60 Pfg.; für Rohrpoſtkarten 50 Pfg.;

für Druckſachen bis 50 Gr. 5 Pfg., über 50 bis 100 Gr. 10 Pig.,
über 100 bis 250 Gr. 20 Pfg., über 250 bis 500 Gr. 30 Ppfg.,
über 500 Gr. bis 1 Kilogr. 40 Pfg. Geſchäftspapiere bis 250 Gr.
20 Pfg., über 250 bis 500 Gr. 30 Pfg., über 500 Gr. bis 1 Kilo
gramm 40 Pfg. Warenproben bis 250 Gr. 29 Pfg., über 250 Gr.
bis 500 Gr. 30 Pfg. Miſchſendungen bis 250 Gr. 20 Pfg., über
250 bis 500 Gr. 80 Pfg., über 500 Gr. bis 1 Kilogr. 40 Pfg.;
für Poſtauftragsbriefe 75 Pfg.; für Briefe mit Wertangabe:
1. im Fernverkehr bis 20 Gr. 50 Pfg., äber 20 bis 250 Gr.
60 Pfg., 2. im Ortsverkehr bis 20 Gr. 45 Pfg., über 20 bis 250
Gramm 50 Pfg., dazu eine Verſicherungsgebühr von 40 Pfg. für
je 1000 Mk. Wertangabe; für Poſtanweiſungen bis 5 Mk. 20 Pfg.,
über 5 bis 100 Mk. 40 Pfg., über 100 bis 250 Mk. 60 Pfg., über
250 bis 500 Mk. 80 Pfg., über 500 bis 1000 Mk. 1 Mk.; für
Pakete (Meiſtgewicht 20 Kilogr.) bis 5 Kilogr. Nahzone 75 Pfg.,
Fernzone 1,25 Mk., über 5 bis 10 Kilogr. Nahzone 1,50 Mk,
Fernzone 2,50 Mk., über 10 bis 15 Kilogr. Nahzone 83 Mk., Fern-
zone 5 Mk., über 15 bis 20 Kilogtt. Nahzvne 4 Mk., Fernzone
6 Mk.; für Einſc-hreibpakete tritt eine Einſchreibgebühr von
30 Pfg., für Pakete mit Wertangabe die Einſchreibgebühr von
30 Pfg. und eine Verſicherungsgebühr von 40 Pfg. für je 1900
Mark Wertangabe hinzu (jedem Paket iſt eine Paketkarte bei-
zugeben); für die Eilbeſtellung bei Vorauszahlung: 1. nach dem
Ortsbeſtellbezirk: a) für eine Briefſendung 50 Pfg., b) für cin
Paket 75 Pfg. 2. nach dem Landbeſtellbezirk: a) für eine Brief-
ſendung 1 Mk., b) für ein Paket 1,50 Mk.

Sonſtige Gebühren: Einſchreibgebühr 30 Pfg. Gebühr für
das Vorzeigen von Nachnahmeſendungen 25 Pfg. Ausfertigungs-
gebühr für das Ueberweiſungstelegramm bei telegraphiſchen
Poſtanweiſungen 25 Pfg.; Gebühr für dringende Pakete 2 Mk.;
Zuſtellungsgebühr 40 Pfg. Rückſcheingebühr 40 Pfg. Einliefe
rungsgebühr für außerhalb der Schalterſtunden eingelieferte
Einſchreibſendungen und Pakete 40 Pfg.; Gebühr für Unbeſtell
barkeitsmeldungen 50 Pfg.; Gebühr für Erlaß eines Lauf-
ſchreibens 40 Pfg.; Gebühr für Beſtellſchreiben wegen Nachliefe
rung von Zeitungen 25 Pfg.

Alle Poſtſendungen, mit Ausnahme der gewöhnlichen und
eingeſchriebenen Briefe und Poſtkarten, unterliegen dem Frei-
machungszwang.

Das bisherige Beſtellgeld kommt für alle Sendungen, mit
Ausnahme der Eilſendungen und der Zeitungen, in Wegfall.

Die Gbühr für gewöhnliche Telegramme beträgt: im Stadt
verkehr für das Wort 8 Pfg., mindeſtens 80 Pfg., im ſonſtigen

inländiſchen Verkehr für das Wort 10 Pfg., mindeſtens 1 Mk.

Halliſcher Bürgerverein
In der letzten Sitzung wurde der Zeitpunkt für die nächſte

Ausſchußſitzung auf Mittwoch, den 8. Oktober, feſtgeſetzt. Herr
StadttheaterJntendant Direktor Sachſe wird über „Neue
Bahnen im Betriebe der ſtädtiſchen Theater ſprechen. Sodann
wurde mitgeteilt, daß als Vortragender für die zuſammen
hängende Vortragsreihe über bedeutende kommunalvpolitiſche und
wirtſchaftliche Fragen Prof. Dr. Joerges gewonnen worden
iſt. Die Vorträge beginnen am 31. Oktober.

Eine rege Ausſprache fand über das Thema „Einwoh
nerwehr“ ſtatt. Es herrſchte volle Einmütigkeit darüber, daß
es Pflicht der geſamten Bürgerſchaft ſei, ſich mit allen Kräften
zu beteiligen. Der neuerdings hier und da hervortretenden An
ſicht, als ſei die Einwohnerwehr Sache einer einzelnen Partei,
wurde widerſprochen. Von einer Parteinahme gegen Halliſche
Bürger könne keine Rede ſein. Die von kommuniſtiſcher Seite
verbreitete Behauptung, die Einwohnerwehr diene der Gegen
revolution, wurde als lächerlich bezeichnet.

Bei Behandlung von Wohnungsfragen kam insbeſondere die
Frage der Zwangseinquartierung zur Beſprechung. Gegenüber
von Beſtrebungen, die ſogar 1717 mit Zwangseinquartierung belegen möchten, verhielt ſich Verſammlung

Man hielt das für eing ſo tief ins Familienleben

Amgebung einſchneidende Maßnahme, die nicht verantwortet werden könne,
bevor nicht alle anderen Mittel zur Linderung der Wohnungs
not erſchöpft ſeien. Die vom Wohnungsamt angegebene Zahl
von wirklich in Wohnungsnot ſich befindenden Familien wurde
inſofern angezweifelt, als beiſpielsweiſe in der Zahl von 1500
Wohnungsſuchenden auch alle Unverheirateten mit enthalten
ſeien, die erſt einen neuen Haushalt zu gründen gedächten. Hier
könne man darum noch nicht von Wohnungselend oder Woh
nungsnot, ſondern nur von einem Wohnungsbedürfnis ſprechen.

Ausgabe der Kartoffelbezugsſcheine.
Jn den nächſten Tagen gelangen die erſten für den Landbe

zug geltenden Bezugsſcheine zur Ausgabe. Die empfangsberech-
igten Haushalte werden in jedem einzelnen Falle durch Poſt-

karte aufgefordert, die Bezugsſcheine abzuholen; hierbei iſt
außer der erhaltenen Poſtkarte der Lebensmittelſchein vorzu
legen. Für jeden beſtellten Zentner iſt eine Kommiſſionsgebühr
von 20 Pfg. und für jeden Schein ſeine beſondere Bezugsſchein-
gebühr von 25 Pfg. zu entrichten.

Sofort nach Empfang der beſtellten Kartoffeln ſind die
Kartoffelkarten nebſt dem Bezugsſchein bei Bahnverſand auch
der Frachtbrief in dem in den Brotmarkenſtellen erhältlichen
amtlichen Briefumſchlag in der Kartoffelkartenſtelle des Stadt
ernährungsamtes, unter Vorlage des Lebensmittelſcheines abzu
geben. Kartoffelmarken ohne dieſen Briefumſchlag werden nicht
angenommen. Der Verbraucher muß dann entſprechend dem
ſpäteren Abgabetermin mit dem bezogenen Vorrat länger reichen.

Beim Bezuge vom Landwirt iſt der Bezugsſchein vom hieſi-
gen Empfangsberechtigten dem Landwirt auszuhändigen. Der
Landwirt hat den oberen Teil dieſes Scheines ſeinem Gemeinde-
vorſteher zu übergeben. Den unteren Teil des Bezugsſcheines,
die Ausfuhrgenehmigung, hat bei Bezug durch Fuhrwerk der
Geſchirrführer beim Transport bei ſich zu führen als Ausweis
der Berechtigung zur Ausfuhr der Kartoffeln. Dieſer Bezugs-
ſchein gilt nur an dem Tage, an dem der Gemeindevorſteher des
Ausfuhrortes handſchriftlich an der dazu beſtimmten Stelle und
durch Namensunterſchrift den Schein gültig gemacht hat. Bei
Bahnſendungen iſt der untere Teil, der Lieferſchein, an den
Frachtbrief anzuheften und mit dieſem nach Empfang der Ware
an das Stadternährungsamt Kartoffelkartenſtelle abzu-
geben.

Als letzter Termin für die Belieferung der Bezugsſcheine
gilt der 31. Oktober. Mit dem Verbrauch der Kartoffeln iſt
ſpäteſtens am 3. November zu beginnen. Die Nichtbeachtung
dieſer Vorſchrift zieht Beſtrafung und Beſchlagnahme der Kar-
toffeln nach ſich.

Vortrag Oberſt Bauer ansverkauft! Wie der Deutſch
nationale Volksverein Halle und Saalkreis uns mitteilt, ſind
ſämtliche Einlaßkarten zur Feier von Hindenburgs Ge
burtstag, auf welcher Oberſt Bauer die Gedenkrede halten
wird, bereits ausgegeben worden.

Akademiſche Nachrichten. Der a. o. Profeſſor und Direk-
tor der Klinik für Haut- und Geſchlechtskrankheiten an der Uni-
verſität Kiel Dr. med. Viktor Klingmüller iſt zum ordentlichen
Profeſſor daſelbſt ernannt worden. Der aus Weiſelwitz-Streh-
len in Schleſien gebürtige Dermatologe beſtand in Halle das
Staats und Doktorexamen, war Aſſiſtent bei Geh. Rat Weber
an der dortigen mediz. Klinik und ſeit 1897 Aſſiſtent bei Geh.
Rat Neißer an der Breslauer dermatologiſchen Klinik, wo er
ſpäter zum Oberarzt ernannt wurde. Jm Jahre 10902 habili-
tierte ſich Dr. Klingmüller in Breslau, 1906 ſiedelte er nach Kiel
als Nachfolger Prof. E. von Dürings über.

Gewerkſchaftlicher Bund der Regierungs-Veamten Preu-
ßens, Ortsgruppe Halle. Am Donnerstag, dem 2. Oktober,
abends um 824 Uhr, findet im Hörſaal XVII des Melanchtho-
nianums, An der Univerſität 8/9, eine ordentliche Mitglieder-
verſammlung des Gewerkſchaftlichen Bundes der Regierungs-
Beamten Preußens, Ortsgruppe Halle, ſtatt. Unter Bezugnahme
auf die beſonderen Einladungskarten, welche den Mitgliedern be-
reits zugegangen ſind, wird um recht zahlreiches Erſcheinen ge
beten.

Mit den deutſchen Truppen von Kleinaſien nach der Wüſte
Sinai lautet das nächſte Vortragsthema des „Stahlhelm“.
Oberingenieur Rohrwaſſer aus Halle wird am 3. Oktober
im Zoologiſchen Garten über dieſes Themg ſprechen und dazu
über 100 Lichtbilder zur Vorführung bringen. Karten bei Hothan
und an der Kaſſe.

Zeugniſſe für ausſcheidende Offiziere. Die Reichswehr-
Befehlsſtelle Preußen verfügt unter dem 26. Septenmber: Um
den ausſcheidenden Offizieren das Unterkommen in einen Zivil-
beruf zu erleichtern, ſind ihnen auf Wunſch von ihrem Vor-
geſetzten kurze, mit dem Dienſtſtemvel verſehene Zeugniſſe aus-
zuſtellen, die über ihre Perſon, ihren Charakter und ſonſtige
Eigenſchaften, ihre Verwendung im Frieden, im Kriege und in
beſonderen Stellungen Auskunft geben. Abſchriften der
Perſonalbogen und Qualifikationsberichte dürfen nicht ausge
händigt werden.

Gaobelsbergerſcher Stenographen-Verein. Gute ſteno-
graphiſche Leiſtungen werden gut bezahlt. Täglich werden
geübte Stenotyviſten geſucht. Solche heranzubilden, überhaupt
die Allgemeinbildung zu heben, iſt das Ziel des Vereins von
1859. Die Wertſchätzung, die ſich die Gabelsbergerſche Steno-
graphie erfreut, kommt beſonders dadurch zum Ausdruck, daß
erſt vor einigen Tagen die Regierung in Oeſterreich für alle
Schulen das Syſtem Gabelsberger nach den Beſchlüſſen von 1902
vorgeſchrieben hat und daß die Regierung des Freiſtaates Sachſen
die Gabelsbergerſche Stenographie als wahlfreien Unterricht
unter Ausſchluß aller anderen Syſteme einführte.

Der Verein für religiöſe Kunſt veranſtaltet am Mittwoch,
den 1. Oktober, nachmittags um 2 Uhr eine Beſichtigung
des Domes unter Führung von Geheimrat D. Ficker;
daran anſchließend Beſichtigung der Ulrichs- und der
Glauchaiſchen Kirche. Die Geiſtlichen und die Mit
glieder der kirchlichen Gemeindekörperſchaften mit ihren Damen
ſind dazu beſonders eingeladen.

Hanſen Krauſe, ein Vortragsexperimentator auf dem
Gebiete der Hypnoſe und Suggeſtion, verſuchte am geſtrigen Abend
im Saal der „Saalſchloßbrauerei“ ein nicht allzu zahlreich er
chienenes Publikum von Weſen und Wert dieſes Zweiges der
ſychologie zu überzeugen. Zu Beginn der praktiſchen Ein-

leitung wurden nur ſpärliche Reſultate erzielt. Beſſer gelangen
die durch EinbildungsDirektive erzeugten, geſteigerten Experi-
mente, vor allem die der Wachſuggeſtion. Die theoretiſchen, er
klärenden Ausführungen des Vortragenden trugen weſentlich
zum Verſtändnis des Vorgeführten bei, ſo daß auch geſtern
abend Hanſen Krauſe reichen Beifall erntete. Wenn auch auf
dieſem noch ſo wenig erforſchten und von der exakten Wiſſen-
ſchaft übergangenen Gebiete noch manche Unklarheiten herrſchen,
muß doch mit dem Vorhandenſein gezeigter Erſcheinungen ſelbſt
im alltäglichen Leben gerechnet werden, was zu beweiſen an
dieſem Abend des öfteren recht gut gelang. Heberer.

Annahme gewöhnlicher Pakete durch die Paketbeſteller.
Die Paketbeſteller in Halle dürfen gewöhnliche Pakete zum Ab-
liefern an die Poſtanſtalt annehmen. Die Abholung aus der
Wohnung kann ſchriftlich oder durch Fernſprecher Nr. 7551 bei
dem Poſtamt 2 (Thielenſtraße 2 a) beſtellt werden. Für die Be-
ſtellfchreiben oder karten, zu denen möglichſt ungeſtempelte Poſt
karten zu benutzen ſind, wird keine Gebühr erhoben; ſie können
in die Briefkaſten gelegt oder den beſtellenden Boten mitgegeben
werden. Die Paketbeſteller nehmen die Pakete entweder in den
Häuſern, die ſie zum Beſtellen oder Abholen betreten, oder an
den Stellen entgegen, wo ihr Fuhrwerk hält. Für jedes Paket iſt
außer dem Porto und der ſeichsabgabe eine Nebengebühr von
60 Pfg. vorauszuentrichten.

Provinz Sachew
Deutſch-evangeliſcher Gemeindetag

(Schlußbericht.)

R. Deſſau, 30. September.
Am Montag nachmittag um 8 Uhr verſammelte ſich eine

ſtattliche Gemeinde in der Johanniskirche, um den Vortrag des
Generalſuperintendenten D. Jacobi- Magdeburg über das
Thema „Der Seelſorgedienſt der Frau in ſeiner Bedeutung für
die Lebendigmachung der Gemeinde“ anzuhören. Der Redner
legte ſeinen Ausführungen zum Teil die bisher bereits ge
machten Erfahrungen in der Mitarbeit der Frau, zum Teil hoff
nungsvolle Ausblicke in die Zukunft zu Grunde. Er erhofft von
der Frauenmitarbeit im Seelſorge- und Fürſorgedienſt in
mannigfacher Beziehung Großes und Segensreiches für die chriſt
liche Kirche und deren Glieder. Dem Vortrage folgte eine leb-
hafte Ausſprache.

Abends um 8 Uhr fand die Schlußfeier in der St. Johannis-
kirche ſtatt. Nach Begrüßungsworten des Vorſitzenden Pfarrer
D. Stock Berlin, ſprach Juſtizrat Piſtorius- Magdeburg über
das Thema „Ohne Kirche kein Aufſtieg“. Er führte aus: Wir
liegen politiſch, wirtſchaftlich, ſittlich und religiös am Boden,
müſſen aber heraus aus dieſem Elend. Das wollen die guten
Elemente unſeres Volkes. Hoffnungsvoll richten ſich unſere
Blicke auf die deutſchen Frauen, auf unſere Jugend, aus denen
heraus die Geſundung kommen wird. Doch können wir nur mit
Hilfe Gottes geneſen. Die Kirche muß die Urquelle unſerer
Kraft bleiben; kein echter Chriſt wird ſich von ſeiner Kirche
trennen laſſen. Das Volk muß wieder einig werden, Achtung
vor der Religion und Kirche erlangen, denn die Religion ſchützt
auch den Staat. Es iſt unklug von der Regierung, daß ſie der
Kirche ſo radikal zu Leibe geht. Den Schlußvortrag hielt Paſtor
Danneil- Magdeburg über die Worte „Du und deine Ge-
meinde“. Der Redner interpretierte ſein Thema nach der ur
perſönlichſten Seite und wies auf die eminente Wichtigkeit der
kirchlichen Gemeinde für das kirchliche Leben unſeres Volkes in.
Kaufmann Gentſch- Magdeburg ſprach ein Schluß- und Dankes-
wort an das ſchöne, gaſtliche Deſſau, an alle Redner und die
Kirchengemeinden St. Georg und St. Johgnnis für die freund
liche Aufnahme der Teilnehmer.

I

Bitterfeld Deutſchlands größte
Elektr zitätszentrale

Der Ausſchuß der Nationalverſammlung für das Elektr zi
täts-Geſetz nahm ſeine Beratungen wieder auf. Ein Regierungs-
vertreter berichtete eingehend über die verſchiedenen Bauprojekte
und die in Ausführung begriffenen Leitungen, unter denen eine
Tauſendvoltleitung von Berlin nach, Bitter-
feld und von da nach Leipzig an erſter Stelle ſteht. Auf
Anfrage Gothein teilte der Regierungsvertreter mit, daß zur
Ausführung des Projekts Leipzig- Bitterfeld das nötige
Material vorhanden ſei bis auf den Zement, der aber wohl auch
noch beſchafft werden könnte. Der Ausſchuß hörte mehrere Sach-
verſtändige an, die über Fragen der Elektrizitätswirtſchaft ein-
gehende Auskunft gaben.
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1. Genthin, 28. Sept. (Schulnachrichten.) Zum Lei-
ter der Höheren Schule für Knaben und Mädchen iſt an Stelle
des nach Schleſien berufenen bisherigen Direktors Hübner der
Oberlehrer Dr. Waldemar Gang aus Triptis gewählt worden.
Der Genannte, der kürzlich aus ameikaniſcher Gefangenſchaft
entlaſſen iſt, tritt ſein neues Amt demnächſt an. Ferner werden
zwei weitere akademiſche Lehrkräfte in die Anſtalt eintreten, der
Kandidat Richter aus Aſchersleben und Frau Krämer aus Neu-
ruppin. Der Beginn des Unterrichts an der Volkshoch-
ſchule iſt nunmehr auf den 18. Oktober feſtgeſetzt worden. Jn
25 Fächern werden 35 Herren und Damen aus der Bürgerſchaft
in den Klaſſenzimmern des Lehrer-Seminars unterrichten. Die
erſte zehnwöchige Vortragsreihe ſieht für jedes Fach wöchentlich
einen Abend vor. Dazu werden Teilnehmerkarten ausgegeben
zu 4, 8, 12 und 20 Mark, je nach Anzahl der Vortragsabende.

Mühlhauſen i. Th., 30. Sept. Ein ernſter Kon
flikt) entſvinnt ſich innerhalb der Stadtverwaltung. Jn einer
von den Notſtandsarbeitern einberufenen Verſammlung ber
Betriebsobleute war gefordert worden, daß der dem Nahrungs-
mittelamt beigegebenen, aus Arbeitern beſtehenden „Durch-
ſuchungskommiſſion“ Exekutivgewalt zum Zwecke ſelbſtändiger
Beſchlagnahmungen von Lebensmitteln verliehen wird. Der
Oberbürgermeiſter will dieſer Forderung, die in der Bürger
ſchaft großes Erregung hervorruft, inſofern nachkommen, als er
beim Regierungspräſidenten in Erfurt beantragt hat, den Mit-
gliedern dieſer Durchſuchungskommiſſion den Charakter als Hilfs-
poliziſten zu verleihen.

Leipzig, 30. Sept. (Acht Schulſtunden wöhent-
lich.) Die Leipziger Schulverwaltung beabſichtigt unter dem
Drucke der amtlichen Kohlenſtellen für den Winter fünf Schulen
in je ein Gebäude zuſammenzulegen. Der Leipziger Lehrer-
verein weiſt darauf hin, daß das für die Kinder ein Höchſtmaß
von 8 Schulſtunden wöchentlich bedeuten würde. Die ſo Hring-
liche Hebung der Kinder in geiſtiger, vor allem auch ſittlicher
Beziehung werde vollſtändig in Frage geſtellt, wenn der Arbeits
plan der Schule in ſo umſtürzender Weiſe geſtört werde. Eine
beſſere Belieferung der Schulen mit Kohlen ſei deshalb unbe-
dingt erforderlich, insbeſondere müßten ſie vor allen Ver
gnügungsſtätten eine Bevorzugung erfahren.

H. Sporlborichte
Verein für Leibesübungen. Die Vorſtandsſitzung am

Montag hat ein genaues Arbeitsprogramm aufgeſtellt und in
mancher Beziehung bereits poſitive Arbeit geleiſtet. Die nächſte
Sitzung des Geſamtvorſtandes findet am 8. Oktober, abends um
8 Uhr im Vereinsheim ſtatt, während die Mitglieder-Vollver-
ſammlung am 9. Oktober, abends 8 Uhr, im „Schultheiß“, Poſt
ſtraße ſtattfindet.

Fußball. Mittwoch nachmittag 4 Uhr: V. f. L.-Reſerve
gegen Polizeimannſchaft- Halle.

Leichtathletik. Mittwoch Training nicht in der Turn-
halle, ſondern 520 Uhr auf dem Platz.

Hockey. Die 1. Mannſchaft ſpielte am Sonntag in Magde
burg gegen die gleiche des Sportvereins 96. Trotz drei Erſatz
leuten lieferte Halle in der erſten Halbzeit den geſchulten Magde-
burgern einen ſchönen offenen Kampf, venn auch Magdeburg
mit zwei Toren gegen eins der Hallenſer in Führung lag. Nach
dem Wechſeln erzielte Magdeburg bei überlegenem Spiel drei
weitere Erfolge, denen Halle nichts entgegenſetzen konnte.
Dauernd niedergehender Regen beeinträchtigte das Spiel ſehr.
Bei den Hallenſern war die Verteidigung der beſſere Teil, der
Sturm fiel aus. Die gemiſchte Mannſchaft ſpielte in
Sandersdorf gegen die dortige Union bis Ablauf der regulären
Spielzeit 0 0. Erſt nach Verlängerung konnte Sandersdorf mit
drei Erfolgen als Sieger aus dem Kampf vervorgehen. V. f. L.
wird demnächſt eine vollſtändige Damenelf zum Wettſpiel aus
gebildet haben.

Der Halleſche Ruderverein „Böllberg“ teilt mit, daß er gegen
das am Sonntag ausgefahrene Stadtachterrennen auf Grund
des 8 56 der Allg. Wettfahrt- Beſtimmungen Proteſt eingelegt
hat. Der Proteſt führt aus, daß das Rennen ohne Aufſicht
eines Schiedsrichters gerudert iſt. (Nach 5 der U. W. B. iſt
jedes ohne Aufſicht geruderte Rennen auf SFinſpruch eines der
Teilnehmer ungültig.)
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Die Eröffnung des Unterſeebootskrieges
aus den „Erinnerungen“ des Großadmirals von Tirpitz

Schon vom Beginn des November ab hatten bei den
leitenden Marinebehörden Erörterungen über einen et-
waigen Unterſeebootskrieg eingeſetzt. Am 7. November
1914 ſtellte der Chef des Admiralſtabes den Entwurf einer
Unterſeeboots-Blockadeerklärung der ganzen Küſten Groß
britanniens und Jrlands zur Erörterung. Jch machte
darauf aufmerkſam, daß bei der Neuheit der Waffe die
Ubootsblockade völkerrechtlich bisher nicht behandelt wäre.
Den Zeitpunkt für die Blockadeerklärung dürfte man nicht
früher wählen, als bis eine einigermaßen hinreichende
Anzahl von Ubooten zur Stelle wäre. Es ſchien mir
fraglich, ob nicht beſſer der kommandierende Admiral des
Marinekorps in Flandern die Blockadeerklärung aus-
ſpräche, damit nicht Kaiſer und Regierung in dieſer Ange
legenheit feſtgelegt würden. „Die Blockade von ganz
England“, ſo ſchloß ich mein kurzes Votum, „klingt zu
fehr nach Bluff, Blockade zunächſt der Themſe ſcheint
mit beſſer.“ Jch hielt es für richtiger, erſt einmal im
Kleinen anzufangen und zu ſehen, wie die Dinge mili
täriſch und politiſch laufen würden. Eine ſolche Be-
ſchränkung hätte unſeren Mitteln beſſer entſprochen und
die Welt allmählich an den neuen Sperrgedanken gewöhnt.
Wir hätten Amerika geſchont, insbeſondere die ſtets auf
Liverpool fahrenden atlantiſchen Paſſagierdampfer nicht
berührt und ſo die Gefahr verringert.

Admiral v. Pohl machte ſich meinen Standpunkt nicht
zu eigen. Am 15. Dezember legte er mir den Entwurf
eines Schreibens an das Auswärtige Amt vor, in dem er
Zuſtimmung zur Eröffnung des Unterſeebootskrieges Ende
Januar erbat, und zwar ſollten der Engliſche Kanal und die
ſämtlichen das Vereinigte Königreich umgebenden Gewäſſer
als Kriegsgebiet erklärt werden. Das Schreiben erwähnte
noch eine Aeußerung des amerikaniſchen Botſchafters
Serard, aus welchem der Chef des Admiralſtabes ſchließen
zu können glaubte, daß von ſeiten Amerikas kein allzu
großer Widerſpruch zu erwarten wäre.

Am 16. Dezember 1914 erwiderte ich auf dieſen Vor
ſchlag folgendes:

„Euer Exzellenz beehre ich mich auf das Schreiben vom
16. Dezember zu erwidern, daß ich die Abſendung des ihm
beiliegenden Erſuchens an das Auswärtige Amt für verfrüht
halte.

Man kann meines Erachtens von dieſem nicht gut jetzt
ſchon eine Aeußerung darüber verlangen, ob im Februar
nächſten Jahres gegen eine ſo folgenſchwere Maßnahme, wie
ſie die beabſichtigte U-Bootsunternehmung darſtellt, politiſche
Bedenken beſtehen.

Ich habe aber auch Bedenken gegen die von Euer Exzellenz
veabſichtigte Methode der Kriegsführung. Der Unterſeeboots-
krieg ohne Blockadeerklärung, wie er von Euer Exzellenz vor
geſchlagen wird, geht meines Erachtens in ſeine Wirkung
auf die Neutralen ſehr viel weiter als eine regelrechte Blockade
und iſt deswegen politiſch erheblich gefährlicher.

Die bisherigen Kriegserfahrungen haben leider gezeigt, daß
Deutſchland auf die Handelsintereſſen der Neutralen mehr
Rückſicht nehmen muß als England. Auch die Bezugnahme
auf die Maßnahmen der Engländer, die das Befahren der
nwördlichen Nordſee als gefährlich bezeichnet haben, ſcheint mir
wicht ganz zutreffend. Die Engländer haben einmal ovas
Sebiet nicht von ſich aus für gefährdet erklärt, ſondern auf
Srund der (freilich falſchen) Behauptung, daß wir Minen ge
legt hätten, und zweitens, daß neutrale Schiffe ſich der Ge
fahr ausſetzten, für deutſche Minenleger gehalten und ent
ſprechend behandelt zu werden.

Jch darf Euer Exzellenz auch zur Erwägung anheim-
ſtellen, ob es wirklich angebracht iſt, das Privatge ſpräch
des Botſchafters Gerard mit dem Vorſitzenden der Bremer
Handelskammer als Beweismittel für ein ſo rigoroſes
Vorgehen ins Feld zu führen, wie es der geplante U-Boots-
Irieg bedeutet. Schließlich könnte ich glauben, daß amtliche
Stellen bei uns, die völkerrechtliche und moraliſche Bedenken
ſchon gegen eine Unterſeebootsblockade hegen, ſolche Bedenken
in noch ungleich höherem Maße gegen dieſe Art des Vorgehens
geltend machen werden. Der von Euer Exgzellenz aufgeſtellte
Sntwurf dürfte dieſen Proteſt eher ſteigern als beſeitigen.

Abgeſehen von Vorſtehendem bin ich aber durchaus der
Anſicht, daß ein planmäßiges Vorgehen in großem Stil gegen
den engliſchen Handel mit Unterſeebooten innerhalb der
Marine auf das energiſchſte und mit allen Mitteln vorbereitet
werden muß. Jn meinem Geſchäftsbereich geſchieht dies.“

Admiral v. Pohl antwortete mir hierauf, er könnte
meiner Anſicht, daß es für den geplanten Schritt noch zu
früh wäre, nicht beitreten. Nach eingehenderen Eroörte-
rungen mit dem Auswärtigen Amt und auf Grund einer
Denkſchrift des dortigen Miniſterialdirektors Kriege habe
man ſich auch entſchloſſen, an der Form der Kriegsgebiets-
erklärung feſtzuhalten und nicht diejenige der Blockade zu
wählen. Das Auswärtige Amt wäre durchaus bereit, dieſe
neue Form zu vertreten. Juriſtiſch-doktrinäre
Erwägungen gaben alſo den Ausſchlag.

Jm weiteren Verlauf empfahl ich dem Chef des Ad-
zniralſtabes noch, ſich wegen des Unterſeebootskrieges vor
Unterredung mit dem Reichskanzler das Einverſtändnis des
Generalſtabschefs v. Falkenhayn womöglich ſchriftlich zu
z Fpweit mir bekannt, blieb auch dieſer Rat un

e a e t.
Am 27. Januar 1915 wurde ich vom Reichskanzler zu

einer Unterredung über dieſe Frage aufgefordert. Jch
legte dar, daß wir England gegenüber nur vorwärts kämen,
wenn wir ihm ſelbſt den Krieg fühlbar machten;
die Uboots-Blockade würden wir in irgendeiner Form
m. E. nicht vermeiden können. Ueber die juriſtiſche und
politiſche Seite der Angelegenheit ſei ich nicht hinreichend
unterrichtet, um die Zweckmäßigkeit der Form ohne
weiteres abſchließend beurteilen zu können. Der Reichs
kanzler lehnte in dieſem Geſpräch die Möglichkeit und Not-
wendigkeit eines Unterſeeboots-Handelskrieges nicht
zrundſätzlich ab. Politiſche Verhältniſſe erlaubten
edoch nach ſeiner Anſicht nicht, vor Frühjahr oder Sommer

15 eine Entſcheidung zu fällen. Ich war mit einem
ſolchen Aufſchub der noch nicht genügend durchgearbei-

en Ubootsfrage unbedingt einverſtanden.anderem Welt
ich o für richtig, die Fertigſtellung

der Unterſeeflotte für Flandern und der dortigen Werft
einrichtungen abzuwarten.

Jm übrigen ſagte ich bei dieſer Gelegenheit Herrn von
Bethmann auf eine dahingehende Frage, daß bei der Neu
heit des Kampfmittels vom militäriſchen Standpunkt aus
eine unbedingte Zuſicherung ſeiner Wirkſamkeit natürlich
nicht gegeben werden könnte. Jch war jedoch überzeugt,
daß unſere Maßnahme einen gewaltigen Eindruck
machen und daß ſehr viele Handelsſchiffe durch die ihnen
drohende Gefahr abgeſchreckt werden würden.

Nach dieſen Vorgängen wird man begreifen, wie
außerordentlich verblüfft ich war, als bereits wenige Tage
nach dieſem Geſpräch, nämlich am 4. Februar 1915 in Wil
helmshaven Admiral v. Pohl im Einverſtändnis mit dem
Reichskanzler dem Kaiſer die Kriegsgebiets- und Uboots-
erklärung vorlegte. Jn dieſer Erklärung wurden die Ge-
wäſſer rings um Großbritannien und Jrland einſchließlich
des Kanals als Kriegsgebiet erklärt und geſagt, daß jedes
in dieſem Gebiet angetroffene feindliche Kauffahrteiſchiff
zerſtört würde, ohne daß es immer möglich ſein würde, die
dabei der Beſatzung und den Paſſagieren drohenden Ge-
fahren abzuwenden. Auch neutrale Schiffe laufen im
Kriegsgebiet Gefahr, da es angeſichts des von der britiſchen
Regierung angeordneten Mißbrauches neutraler Flaggen
nicht immer vermieden werden kann, daß die auf feindliche
Schiffe berechneten Angriffe auch neutrale Schiffe treffen.

und ein Streifen an der holländiſchen Küſte freigelaſſen.
Man wird den Unterſchied dieſer Erklärung
von meinem eigenen Vorſchlag ohne weiteres erkennen.
Jch wünſchte zunächſt nur eine Ubootsblockade der Themſe.
Eine Blockade iſt effektiv, wenn jedes Schiff, das die Zone
paſſiert, in erheblicher Gefahr der Wegnahme oder Ver-
nichtung ſteht. Wenn wir alles auf die Themſe zuſammen
zogen, um eine abſolute Sperrung des Verkehrs, auch für
neutrale Schiffe, herbeizuführen, ſo blieb doch die übrige
Küſte frei, und ſo konnten bei dieſer Art der Ausführung
wirkſame Beſchwerden der Neutralen zunächſt nicht vor-
kommen. Jm Admiralſtab war man mit der Ausarbeitung
meines Gedankens der Themſeſperre beſchäftigt, als Pohl
unter dem 31. Januar auf einmal unter Berufung auf
den Reichskanzler die Sache umwarf. Durch die Aus-
dehnung des Sperrgedankens auf die ganze Küſte wurde er
weniger wirkſam, rechtlich unklar und mehr herausfordernd.
Es mangelte dieſer Erklärung die Effektivität, die Sub-
ſtanz, und dadurch regte ſie den Widerſpruch an. Sie
minderte den Kredit unſerer eigenen Erklärungen und
damit in gewiſſem Sinne auch das Preſtige der deutſchen
Marine herab. Sie ſah etwas noch Bluff aus und durch
die in der Erklärung liegende Unklarheit, nämlich das ſicht-
bare Beſtreben, die Neutralen zu ſchonen, aber zugleich die
Drohung, es nicht zu tun, erregten wir Zweifel an unſerem
Recht auf dieſe Kriegsführung. Jedenfalls war dieſe
Kriegsgebietserklärung, wenn ich von der juriſtiſchen Seite
abſehe, politiſch und militäriſch unzweck-
mäßig. Welche Gründe vorgelegen haben, unter Ueber
gehung meines Votums den Ubootskrieg in Szene zu ſetzen,
iſt mir nicht bekannt geworden. Jedenfalls war ich wieder
einmal, diesmal wohl in einer der wichtigſten Fragen
meines Reſſorts, ungehört geblieben, der Ubootskrieg
über meinen Kopf hinweg und gegenmeinen Willen eröffnet, in einer Form,
die nicht Glück verhieß.

Unterm Datum des 2. Februar, eingegangen am 3. Februar,
teilte der Admiralſtab dem Reichsmarineamt mit, daß der Reichs
kanzler der Kriegsgebietserklärung zugeſtimmt hätte, deren be-
abſichtigter Wortlaut übermittelt wurde. Hiervon habe ich nichts
erfahren; denn meine Abreiſe von Berlin nach Wilhelmshaven
erfolgte am 3. früh. Da nach dem Kabinettsbefechl vom 30. Juli
1914 derartige Entſchlüſſe ohne mein Votum gar nicht erfolgen
konnten, ſo beſteht der begangene Fehler darin, daß eine Eat-
ſcheidung von dieſer Tragweite getroffen wurde, ohne meine
Aeußerung abzuwarten. Ein ſolcher Schritt mußte doch durch
gearbeitet werden, bevor man zu einem Entſchluſſe kam. Admiral
Bachmann ſchreibt mir über ſeinen Anteil an den Ereigniſſen:
„Jch habe meine Bedenken gegen eine ſo frühzeitige Aufnahme
des UBoot Krieges dem Admiral von Pohl gegenüber am 2. Fe
bruar 1915, als ich nach Berlin berufen war, um zu erfahren,
daß ich Chef des Admiralſtabes werden ſollte, unverhohlen zum
Ausdruck gebracht. Dieſer wies meine Bedenken: geringe Zahl
von U-Booten, keine Stützpunkte in Flandern und anderswo,
Unerfahrenheit im UBoots-Handelskriege uſw. zurück und er
klärte, die Frage ſei ſchon entſchieden; Reichskanzler, Auswärti-
ges Amt, Generalſtab hätten zugeſtimmt und die kaiſerliche Ge-
nehmigung ſtände unmittelbar bevor. Als ich am 6. Februar
mein neues Amt antrat, war die Kriegsgebietserklärung mit der
Unterſchrift von Vethmann und Pohl erlaſſen.“

Der Kaiſer ſtimmte zu. Jch ſtand zufällig dabei,
konnte aber aus der ganzen Situation heraus nur noch die
Aenderung erreichen, daß man in der Erklärung auf den
engliſchen Flaggenmißbrauch Bezug nehmen möchte.

Der weltgeſchichtliche Entſchluß war, wie ich ſpäter er
fuhr, am 2. Februar in einer Sitzung beim Reichskanzler
mit Zuſtimmung des Auswärtigen Amtes, im Beiſein des
Reichsamts des Jnnern und ſcheinbar ohne Widerſpruch
des Großen Generalſtabs gefaßt worden. Nach der Sitzung
hat am Spätabend desſelben Tages kurz vor Pohls Abfahrt
nach Wilhelmshaven die juriſtiſche Autorität des Aus-
wärtigen Amtes, Miniſterialdirektor Kriege, im Auftrage
des Reichskanzlers beim Admiralſtabschef gegen deſſen Be
denken noch eine Aenderung in der Faſſung der Kriegs
gebietserklärung durchgeſetzt. Jch erwähne dies nur, um
das enge Zuſammenarbeiten der hinzugezogenen Dienſt-
tellen und das völlige Ein verſtändnis des

Reichskanzlers mit dem Vorgehen des Ad-
miralſtabes zu zeigen. Admiral v. Müller hat am
8. März 1915 ſich brieflich darüber wie folgt geäußert: „Jch
habe ebenſo wie der Stagtsſekretär die Art der Jnſzenie-
rung des UBootshandelskrieges nicht gebilligt. Der Zeit
punkt war ſchlecht gewählt, die Mittel nicht genügend be
reitgeſtellt, und die Redaktion der Ankündigung war
äußerſt ungeſchickt. Pohl hat die Zuſtimmung des noch
ſehr fachunkundigen Reichskanzlers gefunden und hat
dann den Kaiſer am 4. Februar auf der Bootsfahrt
durch den Wilhelmshavener Hafen nach der „Seydlitz“ mit
der verabredeten Faſſung der Bekanntmachung über
rumpelt. Es war illoyal von Pohl, nicht vorher
mit dem Staatsſekretär über die Faſſung der Ankündigung

Für letztere wurde die Fahrt nördlich der Shetlandsinſeln

zu ſprechen. Er war aber auch illoyal gegen mich, deſſen
Rat er ſonſt immer geſucht hat, wenn es ſich um wich
tige Entſchließungen handelte. Er wollte durchaus die Ver.
öffentlichung unter ſeinem Namen losſchießen, und da war
allerdings der 4. Februar der äußerſte Zeitpunkt, denn an
dieſem Tage hatte er das Kommando der Hochſeeſtreit.
kräfte ſchon übernommen und war damals ſchon ſtreng-
genommen nicht mehr Chef des Admiralſtabes.“

„Das Buch vom Feld marſchall Hindenburg“
von Paul Lindenberg, das, ſeit langem 'orgſam vorbereitet,
aus beſonderer Veranlaſſung erſt nach dem Friedensſchluß zur
Veröffentlichung gelangt, erſcheint binnen kurzem im Verlage
der Verlagsbuchhandlung Gerhard Stalling in Oldenburg i. Old.

Volkswirtſchaft
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Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen des
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Der Silberrichtpreis wurde von der Deutſchen Gold und
Si!berſcheide- Anſtalt in Frankfurt a. M. für die laufende Vioche
auf 9831 Mk. das Kilo Feinſilber feſtgeſetzt gegen 1034 Mk. in Der
letzten Woche.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Ueber den ungünſtigen Geſchäfts

abſchluß der Phönix- Geſellſchaft ging die Vörſe heute hinweg.
Nachdem anfangs das ſchäft ziemlich ſtill geweſen war, be
lebte es ſich am Schiffahrts- und teilweiſe am Elektromarkt. Von
erſteren ſtellten ſich Hanſa und Deutſch-Auſtralier ungefähr 4,
Argo 23 Proz. höher. Von letzteren wurde beſonders Bergmann
mit einer Aproz. Beſſerung lebhaft umgeſetzt. Valutaakkien
nahmen ihre ſteigende Bewegung wegen des Rückſchlages in der
Markvaluta wieder auf, und beſonders Kanada und Steaug
wurden weſentlich im Kurſe in die Höhe geſetzt, während die
Beſſerung der amtlich gehandelten ausländiſchen Aktien unbe
trächtlich war. Jn Kolonialwerten hielt die lebhafte Geſchäfts
tätigkeit an, ohne daß ſich die Kurſe zunächſt beſonders ver
änderten. Mit ſtarken Steigerungen ſind noch zu erwähnen
Deutſch-Ueberſeeiſche Elektrizitätsaktien und Adlerwerke und
ſpäter Daimleraktien. Der heimiſche Rentenmarkt zeigte gut ve-
hauptetes Ausſehen. Oeſterreichiſche und ungariſche Werte
waren wiederum nahezu geſchäftslos. Jm ſpäteren Verlaufe
traten beſondere Veränderungen nicht ein. Die BVörfe behielt
bei nicht ganz einheitlicher Kursgeſtaltung ihr ſfeſtes Aus-
ſehen bei.

Produktenbericht. Die feſte Haltung am Hafermarkt über-
trägt ſich immer mehr auf ſpätere Lieferungen, für die der
Weſten Käufer bleibt. Für prompte Ware wurden die geſtrigen
Preiſe und etwas darüber gezahlt. Für Erbſen hält die feſte
Preisgeſtaltung an. Von anderen Hülſenfrüchten ſind Pferde
bohnen begehrt, aber kaum angeboten. Jn Serradella und für
Heu hält die Nachfrage an, für letzteres beſonders aus Süd-
deutſchland.

Hafernotierungen
Berlin, 30. September. Jnländiſcher Hafer für 1000 kg in Mark

Loko ab Speicher frei Wagen 1220--1260, loko ab Bahn
1220-1230, bei Selbſtabladung. Dreitägige Abladung Drei-
wöchige Ablgdung Auguſt-Abladung Erſte HälfteSeptember-Abladung September Abladung
Oktober Abladung Novmber-Abladung Allesper 1000 kg Netto ab Abladeſtationen. Tendenz feſt.

Anuszahlungen.
Geld Brief Berlin, 30. r m
e rte Be rieHolland 839, 34 Oeſterreich abg. 32,45 32,55Dänemark 483,25 434,75 Ungarn 32.20 32559Schweden 554,25 555,75 Prag 78,15 78.35

Norwegen 519,25 520,75 Spanien 429,50 430,50
Schwerz 409,50 410,50 Finnland 107,75 108,25
Wien, altes 30.95 31,05
Im freien Verkehr wurden nicht amtlich ermittelt
Dentsche Werte Deutsch-Luxemburg I152.4 Dentsehe Schatz- Deutsche Uebersee-El. 311.,scheine VI--IX 77.10 Deutsche Erdöl 380,5 9 Deutsche Reichsanl. 77.10 Deutsche Gasglühl. 484,
h v v 72. Deutsehe Kali 216.3i, v v 66,10 Deutsche Waff. u. Mun. 223,503 v 65.,10 Donnersmarkhütte 225,4 Preuss. Konsols 72,90 Döring u. Lehrmann 120,A4t 65,50 Dürkoppwerke 341.-4 n w 62,25 Elberfelder Farben 370.4 Charl. Stadtanl. 89/99 96,10 Felten u. Guilleaume 213.

4 Magdeb Stadtanl. 91/06 Gasmotoren Deutz I144,
4 Sächs. Neulandsech.- Gebhardt u. Co.

Pfandbriefe Gebhardt u. König 148,4 Preuss. Centr. Bod.- Gelsenkireh. Bergb. 17950Pfandbriefe 99,70 Glauziger Zuckerfbr. 279.75
4 Preuss. Hypot.-Bank- Hallesche Masch.-Fabr.Pfandbriefe 1911 Hann. Maseh. 337.4 Dessauer Gas-Oblig. Harpener Berg 18950

4 c n en Ihr r IAuslüäünd. Werte r Aupter 29 754 Oesterr. Kron.-Rente Fahne arbw. in u4 Ungar. Gold-Rente 56, oeseh Eigen u. Stahl 214.50Hohenlohe- Werke4 Ungar. Kronen-Rente 33, Iumtolat Magen 158.—

Halberstadt Blankenb. 80.50 Kahla- Porzellan 3
Halle-Hettstedter 7 Kaliw. Aschersleben 203.Schantungbahn I147.60 Körbisd. Zucker- Akt. I142,50
Allg. Lokal-Str. 128. KyffhäuserhütteGr. Berl. Str. 120,25 Lahmeyer u. Co. 127.75
Magdeburger Str. -B. u Lauchkammer, 184.75Lux. Prinz Heinrich. -B. 365. Laurahütte 166.Orientbahn 282,50 Linke u Hofmann. 320.7Sehiftahrts- Akt. Ludwig Loewe u. Co. eHambg. Paketfahrt 116, Lothringer Hütte I163.50Hambg.-Südamerika 213. Mannesmannröhren (200.
Hansa-Dampfschifk 275.,50 Maschinenfabr. Buckau 152,

Nordd. Lloyd 1190 r z e.Banken: o. Qaro Heg.Bank für Thür. re i owrerke hBerl. Handelsges. 100. t u pFoppor aComm u. Diskontobank KBeln' de Vor 202.Darmstädter Bank 117.75 R ein. Metall Vorz. i66.Dess. Landesbank 110,75 nein StahlwarenHentsehe Bank 242- Kiebecek. Montan iDiskonto-Comm. 175, Pombaeher Hütten. 16250Dresdner Bank Il44, KFogitzer Braunk. i75.Oredit-Anst. Leipzig 142. Zucker 270.Mitteld. Kreditbant i217s angerhäuser Masch. 179225
Privat-Banx I12150 Hugo Schneider u. Co. 3625

Nationalbank T geh ert u. Co.Oesterr. Kredit 105. iemens u. Halske 210,Reichsbank 147 Ztettin ar Chamotto iindustrie-Aktien: h 170.60Schultheiss- Brauerei 274, 8 252,Akt. t. Aniin 308. e 200.80Allgem. Elektr.-Ges. 213, r S 167,Ammendorfer Papierf. ürkisohe TabakregieAnhalter Kohlenw. Ver. Köln-Rott weiler 209Annaberger Steingut 192, 613.Badische Anilin 426, r rer 165. 75Bergmann Elekt. Akt. 159. Werseh.- Welssent. Brx.
Berl. Masch.- Bau 208.75 W re ikali 285.50beten. e.Bvchumer Gußstahl 18875 Wrede-Majzerei e l 125.
Chem. Fabrik Buckau i32 Zeitzer Masech 419,

r Zelistoft Walthot 337em. v. Heyden 270, 272,röllwitzer Papierfabr. 204,Daimler-Motoren 22 L Tendenz: fest.

d Hauptſchriftleuer Hel muß vBöltcher.
rantworttich für Politit: elwmat Bhttcher; ſar politiſche RachrichtenVolwirt ſchaſt und Sport an Heiling. ſür den c c

redaktionellen Teil: Adolf Meyer.
Anzeigentetl: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. S.
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